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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2022/01/0054 B 13. Juni 2022 RS 1 

Stammrechtssatz 

Der VwGH ist nicht zu einer abstrakten Prüfung der Rechtmäßigkeit einer verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidung berufen. Ein Rechtsschutzbedürfnis liegt dann nicht vor, wenn eine Entscheidung lediglich 
über abstrakt-theoretische Rechtsfragen herbeigeführt werden soll, denen keine praktische Relevanz mehr 
zukommen kann. Das Rechtsschutzinteresse ist immer dann zu verneinen, wenn es (auf Grund der 
geänderten Umstände) für die Rechtsstellung des Revisionswerbers keinen Unterschied mehr macht, ob 
die angefochtene Entscheidung aufrecht bleibt oder aufgehoben wird bzw. wenn die Erreichung des 
Verfahrenszieles für ihn keinen objektiven Nutzen hat, die in der Revision aufgeworfenen Rechtsfragen 
somit insoweit nur (mehr) theoretische Bedeutung haben. Diese Rechtsprechung hat auch für eine 
Amtsrevision Gültigkeit (vgl. VwGH 30.7.2021, Ro 2020/17/0001, mit Hinweis auf VwGH 19.2.2020, 
Ro 2019/14/0010, mwN). 
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